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Mutige Pioniere: Flüchtlinge warten an der
Grenze Marokkos auf ihre Rückführung

Sprache der Unmenschlichkeit
Wir stempeln unerwünschte Zuwanderer leichtfertig zu Kriminellen – auf Kosten der Wahrheit

Von Thomas Klau

Unendliche Ratlosigkeit befällt einen,
wenn man die Bilder junger Afrikaner
sieht, die über Marokko oder Sizilien

den gefährlichen Weg nach Europa wagen,
um für sich und ihre Angehörigen zu Hause
eine bessere Zukunft zu schaffen. Die Männer
und Frauen, die sich auf die Reise nach Nor-
den gemacht haben, verdienen unser Mitge-
fühl und auch unseren Respekt. 

Es sind mutige Pioniere, die aus dem Elend
und der Hoffnungslosigkeit ihrer Länder aus-
gebrochen sind, um andernorts ein besseres
Leben zu schaffen. Die meisten wollen dort
hart arbeiten und von ihrem erarbeiteten
Geld einen Teil nach Hause zu schicken. Kein
Sozialkitsch ist das, sondern schon heute in
Europa millionenfach gelebte Realität.

In unserem politischen Diskurs werden
diese Menschen oft als Illegale bezeichnet.
Diejenigen, die ohne Papiere zu uns kommen
wollen, werden damit in die Nähe von Krimi-
nellen gerückt. Wir Europäer machen es auf
diese Weise leichter, die unwillkommenen
Einwanderer mit brutaler, zuweilen un-
menschlicher Härte abzuweisen, einzusper-
ren, abzuschieben. 

Rettende Schmuggler
Noch gedankenloser stempeln wir jeden zum
skrupellosen Verbrecher, der ohne Visum Rei-
senden gegen Bezahlung zum Weg nach Eu-
ropa verhilft. Wer sich mit Flüchtlingen unter-
hält, der erfährt, dass die Dienstleistung der
Menschenschmuggler oft der einzige Weg ist,
nach Europa zu gelangen. Das gilt übrigens
auch für viele Asylbewerber, deren Schutzan-
trag Chancen hat, positive Antwort zu finden –
wenn sie es denn irgendwie schaffen, den Fuß
auf EU-Boden zu setzen und ihren Asylantrag
zu stellen.

Zynismus pur: Wir versperren vielen poli-
tisch oder anders Verfolgten jeden legalen
Weg, nach Deutschland, Belgien oder Frank-
reich zu gelangen, um ihr verbrieftes Recht
auf Asyl wahrzunehmen. Zugleich bestrafen
wir jeden als Schwerstkriminellen, der Ver-
folgten und Flüchtlingen gegen Bezahlung
behilflich ist, dieses Recht auf Asyl bei uns gel-
tend zu machen.

Natürlich arbeiten die Menschenschmugg-
ler illegal. Und natürlich überwiegen unter

ihnen skrupellose Individuen und Organisa-
tionen, die sich zum Beispiel darauf spezia-
lisieren, Armutsmigranten in Sex- oder Lohn-
sklaverei zu verkaufen und Flüchtlinge ohne
weiteres sterben lassen, um sich der Gefahr
der Entdeckung zu entziehen. Aber wer mit
Flüchtlingen redet, der weiß, dass es auch und
sogar unter Schmugglern vergleichsweise An-
ständige gibt, die sich bemühen, ihren Teil des
Schmuggelvertrags korrekt umzusetzen. (De-
ren Dienstleistungen sind in der Regel teurer
als die der anderen – ähnlich wie im legalen
Geschäftsleben).

Die meisten „Illegalen“ sind tapfere junge
Leute, und nicht jeder, der sie für Geld nach
Europa schmuggelt, ist ein skrupelloser Ge-
walttäter. Doch beider Kriminalisierung hilft

uns, unsere eigene, von nacktem Selbstschutz
getriebene Politik der Abschottung, der Zu-
rückweisung, der Willkür besser zu ertragen. 

Auf Kosten einer Wahrheit, die wir täglich
auf den Bildschirmen und um uns herum er-
leben können, verschaffen wir uns ein ruhiges
Gewissen, und die Sprache unserer Politiker
hilft uns mächtig dabei.

Am Flughafen verhöhnt
Auch ich habe keine Antwort auf die Dramen,
die sich an der südlichen und östlichen
Grenze der EU, aber auch in ihren Flughäfen,
Häfen und Bahnhöfen abspielen. Keine Ant-
wort außer den üblichen: dass wir, wo nicht
geschehen, Importhürden abbauen müssen,
um den armen Ländern den Handel zu er-
leichtern; dass mehr Geld für Entwicklung
ausgegeben werden muss, wo Geld helfen
kann. Und dass wir unter Beibehaltung des
Rechts auf Asyl eine Einwanderungspolitik
brauchen, die es auch Wirtschaftsmigranten
erlaubt, legal nach Europa zu kommen. Man
kann einiges tun und sollte daran doch nicht
die Hoffnung knüpfen, dass so der Strom jun-
ger Männer und Frauen gestoppt werden
kann, die notfalls illegal versuchen, Arbeit
und Lebenschancen in Europa zu finden.

Auch ich weiß oder vermute, dass Europa
ein unerträgliches Chaos ins Haus stünde,
wenn es seine Grenzen wirklich großzügig öff-
nete. Wir sollen jedoch versuchen, unsere Ab-
schottung so gering wie möglich zu halten
und ihre grausamen Folgen so gut es geht zu
mildern – so lange, bis Stabilität und Prosperi-
tät in allen Kontinenten die Verwirklichung
des Traums ermöglichen, jedem überall die
Chance auf Arbeit zu geben.

Vielleicht werden die Jüngsten von uns
diese bessere Zukunft erleben. Bis dahin wer-
den wir weiter mit dem Wissen leben müssen,
dass unsere Politik eine Realität schafft, die
vor unseren eigenen Ansprüchen an Men-
schenwürde und Gerechtigkeit versagt. Das
Mindeste wäre aber, den Menschen, die zu
uns kommen wollen, nicht die Würde abzu-
sprechen, indem wir sie in unserer Sprache zu
Kriminellen stempeln. Und verhöhnen soll-
ten wir sie auch nicht, so wie derzeit im Pariser
Flughafen Roissy: Wer dort aus Afrika oder
Asien landet und Asyl oder Flüchtlingsschutz
beantragt, dem gibt die République Française
fünf Tage Zeit, seinen Antrag auszufüllen. 

Auf Französisch, versteht sich. Staatliche
Dolmetscher hat das Vaterland der Men-
schenrechte nicht vorgesehen. 

E- M A I L :  klau.thomas@ftd.de

Thomas Klau leitet das FTD-Büro in Brüssel. Er
schreibt jeden zweiten Donnerstag an dieser Stelle.

Konjunktur
ist der herr-
schenden 

Lehre nur ein
Nebenaspekt

Selbst gewählte Irrelevanz
Zweimal im Jahr kommt die Gemeinschaftsdiagnose, doch in der Wirtschaftspolitik sind die

Konjunkturforscher bedeutungslos. Das liegt vor allem an ihrem theoretischen Ansatz VON GUSTAV HORN

Konjunkturforscher stehen
heute in keinem guten Ruf.
Das hat mehrere Ursachen.

Eher oberflächlich betrachtet
sind es die irrigen Vorhersagen
der vergangenen Jahre. Der
Glaubwürdigkeit schadete auch,
dass nötige Korrekturen mit zum
Teil erheblichem PR-Einsatz me-
dial „verkauft“ wurden. All dies
hat dem Ruf der Zunft geschadet. 

Es gibt aber noch einen tieferen
Grund. Er speist sich aus der herr-
schenden makroökonomischen
Sicht von Konjunktur. Sie wird
heute verstanden als Abweichun-
gen von einem Wachstumstrend.
Mittels konjunktureller Theorien
lassen sich demnach nur diese
Abweichungen erklären, mittels
Konjunkturpolitik nur sie be-
kämpfen. Der Trend ist Gegen-
stand der Wachstumstheorie so-
wie struktureller Analysen.

Nach diesem Verständnis han-
delt es sich bei der Konjunktur
um eher marginale Phänomene:
quantitativ nicht wirklich bedeu-
tend und nur kurzfristiger Natur.
Konjunkturforschung ist danach
eine eher randständige Tätigkeit,
im Grunde auch eher Aufgabe für
Statistiker als für Ökonomen.

Umso erstaunlicher ist, dass
diese Sichtweise selbst in den ver-
meintlichen Zentren der deut-
schen Konjunkturforschung, bei
den Teilnehmern an der Gemein-
schaftsdiagnose der Institute, ge-
teilt wird; kommt dies doch einer
weitgehenden Selbstaufgabe
gleich. Deutlich wird dies neuer-
dings besonders in den Empfeh-

lungen der Gemeinschaftsdiag-
nose, in denen weitgehend kon-
junkturpolitischer Verzicht ge-
predigt und die Lösung der Pro-
bleme an die Wachstums- und die
Strukturpolitik delegiert wird.

Es gibt aber grundlegende und
wachsende Zweifel an der herr-
schenden Sichtweise. Üblich ist
eine Zweiteilung in konjunktu-
relle und strukturelle Erklärungs-
ansätze, die mit komplexen sta-
tistischen Verfahren gewonnen
wird. Sie haben gemeinsam, dass
die konjunkturelle Komponente
im Lauf des Zyklus um
null schwankt, also
nur kurzfristig auftritt. 

Dieses Vorgehen
wirft Probleme auf, die
gerade in der jüngsten
Schwäche deutlich
wurden: Dauert eine
Phase des Zyklus un-
gewöhnlich lange,
werden die sich in die-
ser Lage einstellenden
Phänomene mindes-
tens zum Teil als strukturell inter-
pretiert. Dass dies wirtschaftspo-
litische Folgen hat, zeigt das Bei-
spiel der jüngsten Potenzialbe-
rechnungen der Gemeinschafts-
diagnose. Je länger die Stagnation
andauerte, ein desto größerer Teil
der Wachstumsschwäche wurde
als strukturell interpretiert. Trotz
der anerkannten zahlreichen Re-
formen auf dem Arbeitsmarkt, die
das Wachstumspotenzial erhö-
hen sollten, wurde diese Größe
eben auf der Basis der techni-
schen Verfahren sogar niedriger

als zuvor eingestuft. In den sich
abflachenden Wachstumstrend
wurden sämtliche strukturelle
Probleme hineininterpretiert.

Diese Art des Analysierens
zieht sich durch verschiedene Be-
reiche der Makroökonomie. Eine
neuere empirische Studie von
Sven Schreiber und Jürgen Wol-
ters wirft hier grundlegende Fra-
gen auf. Sie zeigt zunächst einmal
das traditionelle Ergebnis, dass
Inflation und Arbeitslosigkeit
langfristig positiv zusammen-
hängen. Sie zeigen auch, dass

nicht die Inflation die
Realwirtschaft treibt,
sondern die Realwirt-
schaft die Inflation. 

Daraus ergeben sich
weitreichende Folge-
rungen für eine sinn-
volle Konjunkturfor-
schung. Zum einen
sind simple keynesia-
nische Ansätze zu-
rückzuweisen, die
eine Belebung der

Wirtschaft über ein Anheizen von
Inflation erstreben. 

Zum zweiten enthält das Resul-
tat aber klare Hinweise über die
einzuschlagende Richtung: Die
Lohnpolitik ist zu berücksichti-
gen. Lohnabschlüsse, die über die
Produktivitätsentwicklung hi-
nausgehen, die aber nur bei nied-
riger Arbeitslosigkeit durchsetz-
bar sind, beschleunigen danach
die Inflation. Im Kern ist dies die
These der steigenden Lohnstück-
kosten als Triebkraft der Inflation.
Dieses Ergebnis gibt Raum für die

empirische Erforschung neuerer
Theorien, die der Konjunktur ei-
nen viel höheren Stellenwert zu-
messen. Wenn nämlich Inflation
in hohem Maß von den Arbeits-
kosten bestimmt wird, dann wer-
den Konjunkturimpulse auch nur
insofern auf die Inflation übertra-
gen, als sie Arbeitskosten beein-
flussen. In diesem Umfeld kann –
entgegen den üblichen Annah-
men – Konjunkturpolitik erhebli-
chen realwirtschaftlichen Ein-
fluss haben, der auch über län-
gere Frist anhält.

Dies ist genau dann der Fall,
wenn die Löhne nur schwach auf
Konjunkturpolitik reagieren und
sich so der Impuls nicht oder zu-
mindest nicht rasch in beschleu-
nigter Inflation niederschlägt. Je
maßvoller die Lohnentwicklung,
desto mehr Raum ist für konjunk-
turpolitische Stabilisierung. Dies
ist auch der Kern der Debatte in
Deutschland, wo in den vergan-
genen zehn Jahren eine sehr
maßvolle Lohnentwicklung viel
mehr Raum für Konjunkturpolitik
gelassen hätte. 

Konjunkturphänomene sind
dann auch nicht mehr nur kurz-
fristige Schwankungen um einen
Trend, sondern sie prägen den
Trend mit. Nur in einem solchen
Kontext ist Konjunkturforschung
heute noch lohnend. 

G U S TAV  H O R N  leitet das Institut für
Makroökonomie und Konjunktur-
forschung. Der Artikel basiert auf
einem Vortrag zu Ehren von Jürgen
Wolters (FU Berlin). 
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„Für meine Hühner ist das wie
für eine Fußballmannschaft, die
nicht mehr auf den Platz darf“
Josef Grabmair, bayerischer Biobauer, zur Stallpflicht für
Geflügel

P O S T E I N G A N G

Zum Bericht „Geh mit Gott“ über
die Debatte um die Evolutionstheo-
rie, FTD vom 18. Oktober

Nur Buschfreaks?
Es ist derzeit modern, bekennen-
de amerikanische Christen als
dümmliche Buschfreaks darzu-
stellen. Auch die Bezeichnung
„christlicher Fundamentalismus“
ist wohl dem Sprachgebrauch de-
rer entnommen, die nicht unbe-
dingt mit Sachargumenten arbei-
ten. Die Evolutionstheorie ist nach
wie vor eine Theorie, also ein un-
bewiesenes System von Behaup-
tungen. Eine kritische Auseinan-
dersetzung ist normaler Wissen-
schaftsbrauch. Dass ausgerechnet
engagierte Christen sich damit
auseinander setzen, dürfte damit
zusammenhängen, dass sich diese
Leute für diesen Themenkomplex
einfach mehr interessieren. 

Frank Giesing, Lindau

Zur Berichterstattung der FTD über
einen Verkauf der Autobahnen und
eine Pkw-Maut

Staatliche Verantwortung
Ich vermisse eine ökonomische
Betrachtung. Eine Infrastruktur-
Privatisierung durch Investment-
banken wird aller Voraussicht
nach kapitalmarktbasiert refinan-
ziert, das heißt die weitgehend ge-
sicherten Cash Flows von Mautge-
bühren werden restrukturiert und
in Form festverzinslicher Wertpa-
piere angeboten. Eine solche Ver-
briefung wäre finanzwirtschaftlich
sinnvoll und fiskalpolitisch lukra-
tiv, da die Finanzlast der Instand-
haltung und Wartung des Auto-
bahnnetzes zum Marktpreis aus-
gelagert werden kann. Unabhän-
gig, ob die Privatisierung durch
Verkauf oder Pacht realisiert wer-
den sollte, führt diese verkappte
Steuererhöhung jedoch zur Aufga-
be staatlicher Verantwortung eines
Bereichs essentieller Infrastruktur
für den Standort Deutschland.
Dieser würde der langfristig wün-
schenswerten, aber kurzfristig oft
ungesunden Profitorientierung in-
ternationaler Investoren und der
Wechselhaftigkeit globale Finanz-
märkte überlassen. Ein System-
wechsel ist sicherlich unausweich-
lich, doch wären Verkehrs- und Fi-
nanzministerium gut beraten, das
Erbe zukünftiger Generationen zu
verwalten, ohne es Finanzierungs-
engpässen preiszugeben.

Andreas A. Jobst, Visiting Fellow
FDIC, Arlington, Virginia, USA

Nur Löcher stopfen
Die Pkw-Maut ist als Steuerungs-
element unbrauchbar. Was soll ge-
steuert werden, der Individualver-
kehr in die ÖNVs? Ohne kräftige
Verbilligung und bessere Anbin-
dung der Busse und Bahnen wird
das nichts. Mit der Pkw-Maut wird
nur wieder ein Loch im Regie-
rungshaushalt gestopft. 

Axel Schumann, Leipzig

Zur Kolumne „Bye, bye, au revoir,
Senor Fischer“ von Thomas Klau,
FTD vom 22. September

Platz in der Geschichte
Es fehlt ein Punkt, der als persönli-
che Leistung Fischers alle Anwürfe
der Kritiker überstrahlen sollte:
Mit dem Gipfel der afghanischen
Stammesfürsten auf dem Peters-
berg in Bonn gab es erstmals seit
unserer eigenen Grundgesetz stif-
tenden Versammlung ein Beispiel
für echte Friedenspolitik nach ei-
nem „Befreiungskrieg“. 

Was war denn in den früheren
Jahren passiert? Die BRD hatte
sich auf ihre Sonderrolle zurück-
gezogen, Militäreinsätze im Aus-
land nicht führen zu dürfen und
stattdessen den Verbündeten ihre
Einsätze finanziert. Nach der Ver-
einigung nahm man an halbherzi-
gen Blauhelm-Missionen teil, oh-
ne Konzept, ohne echte Unterstüt-
zung der Außenpolitik, wie die
Vorgänge in Jugoslawien zeigten.

Das ist für mich echte grüne
Friedenspolitik, diesem Volk wie-
der auf die Füße zu helfen, damit
es – selbstbestimmt und nicht als
amerikanischer Gnadenakt – eine
friedliche Volksgemeinschaft ent-
wickeln kann. Was Fischer voll-
bracht hat, ist die Tatsache, dass
der Krieg eben nicht das Ende der
Diplomatie ist, sondern die Diplo-
matie diesen Krieg beendet hat,
und ein Neuanfang für das afgha-
nische Volk möglich wurde. Wenn
Fischer daran „Schuld“ ist, dass
die Afghanen nicht so stark unter
den Kriegsfolgen zu leiden haben,
wie heute die Iraker oder früher
die Vietnamesen, Koreaner etc.,
dann hat er sich wirklich einen
Platz in der Geschichte verdient.

Harry Jacob, Augsburg
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